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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im November wählte die Gewerkschaft VPOD SP-Vizepräsidentin Christine Goll (ZH) zu
ihrer neuen Präsidentin; Goll stellte ihr Amt in der SP auf Ende Jahr zur Verfügung. Ende
Dezember gab Christiane Brunner bekannt, sie werde am 6. März 2004 als
Parteipräsidentin zurücktreten. Sie hatte die Leitung der SP im Herbst 2000
übernommen, als die Partei nach dem Rücktritt von Ursula Koch heillos zerstritten war.
Als aussichtsreichster Anwärter auf ihre Nachfolge galt SP-Vizepräsident Hans-Jürg
Fehr (SH), Chancen wurden auch Preisüberwacher Werner Marti (GL) eingeräumt. Die
Berner Nationalrätin Ursula Wyss wurde als Kandidatin fürs Vizepräsidium gehandelt. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.12.2003
MAGDALENA BERNATH

An ihrem ausserordentlichen Parteitag in Basel bestimmten die Sozialdemokraten den
Schaffhauser Nationalrat Hans-Jürg Fehr zum Nachfolger von Parteipräsidentin
Christiane Brunner (GE). Während der als kämpferisch geltende Glarner Werner Marti
eher verkrampft und uninspiriert wirkte, vermochte Fehr die Delegierten mit einer
beherzten Rede und sachpolitisch engagiertem, in eigener Sache bescheidenem und
parteiintern integrativem Auftreten zu überzeugen. Auf Fehr entfielen 531 Stimmen, auf
Marti 360. Zu Vizepräsidenten wurden der Gewerkschafter Pierre-Yves Maillard (VD)
und Ursula Wyss (BE) gewählt. Im Hinblick auf die Abstimmungen vom Mai beschlossen
die Sozialdemokraten ohne Gegenstimme die Ablehnung der 11. AHV-Revision und des
Steuerpakets – für den Abstimmungskampf hatte die Geschäftsleitung einen Kredit von
500'000 Fr. gesprochen. Die Mehrwertsteuererhöhung wurde mit wenigen
Gegenstimmen und Enthaltungen zur Annahme empfohlen. Nach rund dreistündiger
Debatte, in der Bundesrätin Micheline Calmy-Rey ihre Partei zu einer in Sozialfragen
forscheren Oppositionspolitik ermunterte, da Moritz Leuenberger und sie für diese
Dossiers nicht zuständig seien, beschlossen die Delegierten einen pointierteren
Linkskurs – der Antrag der Jusos, aus dem Bundesrat auszutreten, blieb chancenlos.

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.03.2004
MAGDALENA BERNATH

In einem Grundsatzpapier zur Zukunft der Energieversorgung unterstrich die SP die
Machbarkeit des Ausstiegs aus der Kernkraft in naher Zukunft. Bei der Vorstellung der
Studie betonten der federführende Autor, Nationalrat Rudolf Rechsteiner (BS), und SP-
Vize-Präsidentin Ursula Wyss (BE), die Abschaltung der letzten Atomkraftwerke bis zum
Jahr 2024 sei machbar, wenn alternative Energien entsprechend gefördert und
Massnahmen für einen effizienteren Energieverbrauch getroffen würden. Angesichts
der bestehenden Risiken und des ungelösten Entsorgungsproblems sei der Ausstieg aus
der Atomkraft notwendig. Das Papier sieht Investitionen insbesondere im Bereich der
Energiegewinnung aus Wind, Biogas und Abfällen vor. Um die anfallenden Investitionen
tragbar zu machen, wird die so genannte Einspeisevergütung propagiert, die
Stromproduzenten einen bestimmten Tarif bei der Abschreibung ihrer Investitionen
zusichert. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.04.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Im Mai kündigte die Fraktionspräsidentin der SP, Nationalrätin Hildegard Fässler (SG),
überraschend ihren Rücktritt zum Ende der Sommersession an. Nach dem Verzicht
verschiedener Anwärter auf ihre Nachfolge verblieb Vize-Präsidentin Ursula Wyss (BE)
als einzige Kandidatin und wurde am 20. Juni mit 42 von 49 Stimmen klar zur neuen
Fraktionspräsidentin gewählt. Zu ihrer Nachfolgerin als SP-Vize-Präsidentin wählte der
Parteitag im September Nationalrätin Silvia Schenker (BS). In ihren bisherigen Ämtern
bestätigte man den Präsidenten Hans-Jürg Fehr (SH) und den Vize-Präsidenten Pierre-
Yves Maillard (VD) für weitere zwei Jahre. 3

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.09.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Der Parteitag in Sursee (LU) im September stand im Zeichen der Verabschiedung der
Wahlplattform „Für eine offene und ökologische Schweiz“. Neben der Forderung nach
raschen Beitrittsverhandlungen mit der EU liegt der Schwerpunkt des Programms auf
der Fiskalpolitik, mit dem Engagement gegen den Steuerwettbewerb und degressive
Steuern als zentralem Punkt. In diesem Sinn befürworteten die Delegierten einstimmig
die Lancierung der Volksinitiative „Für faire Steuern“. Diese verlangt zwar keine
vollständige materielle Steuerharmonisierung, aber einen Grenzsteuersatz der

ANDERES
DATUM: 31.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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Gemeinde- und Kantonssteuern von mindestens 22% für individuelle Einkommen ab
250'000 Fr. Bei Vermögen von über 2 Mio Fr. soll der Steuersatz zumindest 0,5%
betragen müssen, während die Kantone ihre Sätze unterhalb der 250'000-Franken-
Marke frei festlegen dürften. Insgesamt bot die Wahlplattform, die in vielen Punkten
dem letzten Wahlprogramm glich, wenig Anlass zur Diskussion. Lediglich bezüglich der
Europa-Politik kam es erneut zu einer Debatte über die bilateralen Verträge und die
Wahrung des Service public. Zum Wahlziel setzte man sich, stärkste Fraktion zu werden
und als solche aktiv die Regierungspolitik mitzugestalten. Fraktionschefin Ursula Wyss
forderte eine neue Mitte-Links-Mehrheit in der Regierung, wobei sie ausdrücklich das
Mandat des Freisinnigen Hans-Rudolf Merz in Frage stellte. Auch Parteipräsident Hans-
Jürg Fehr übte scharfe Kritik an der politischen Rechten und machte sich für einen
dritten linken Regierungssitz stark. Ausserdem gaben die Delegierten zwei klare Ja-
Parolen heraus: Das Osthilfe-Gesetz wurde mit 314:1 Stimmen, die Familienzulagen mit
272:0 Stimmen befürwortet. 4

Für Fehrs Nachfolge favorisiert wurden die Nationalräte Christian Levrat (FR), Ursula
Wyss (BE) und Jacqueline Fehr (ZH). Levrat, Chef der Gewerkschaft Kommunikation,
vertrat die Ansicht, die Mutterpartei solle vermehrt dem klassisch linken Kurs der
westschweizerischen SP-Kantonalparteien folgen und vor allem auf das Thema der
wirtschaftlichen und sozialen Gerechtigkeit setzen. Er nannte als seine Ziele für die SP,
sollte er zum Parteipräsidenten gewählt werden, eine Belebung der internen Debatten,
eine professionellere Kampagnenführung und eine grössere Präsenz auf der Strasse. Da
alle anderen aussichtsreichen Kandidatinnen und Kandidaten für das Parteipräsidium
verzichteten, blieb Levrat schliesslich der einzige Anwärter auf das Amt. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.11.2007
SABINE HOHL

Nach dem Rücktritt von Ursula Wyss (BE), war das SP-Fraktionspräsidium ab der
Frühjahrssession vakant. Für die Nachfolge von Wyss bewarben sich Jacqueline Fehr
(ZH) und der bisherige Fraktionsvizepräsident Andy Tschümperlin (SZ). Obwohl die gut
vernetzte Fehr als Favoritin galt, musste sie nach der Niederlage bei den
Bundesratswahlen von 2010 gegen Simonetta Sommaruga eine weitere Schlappe
einstecken. Mit 27 zu 25 Stimmen wurde nämlich Tschümperlin zum neuen
Fraktionspräsidenten bestimmt, was auch diesen selber überraschte. In der Presse
wurde gemutmasst, dass Fehr von der Fraktion als zu pointiert, zu eigensinnig, zu wenig
kompromissbereit und auch weniger integrativ als Tschümperlin beurteilt worden sei.
Fehr kündigte in der Folge ihren Rücktritt aus der nationalen Politik – nach 17 Jahren in
Bern – per Ende Legislatur an. Auch das zweiköpfige Fraktions-Vizepräsidium, das in
der Regel von einem Ständerat und einem Nationalrat besetzt wird, musste nach der
letztjährigen Wahl von Alain Berset in den Bundesrat und der Wahl Tschümperlins neu
besetzt werden. Als Nachfolge wurden Anita Fetz (BS) und Roger Nordmann (VD)
gewählt. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.08.2013
MARC BÜHLMANN

1) BZ, 15.11.03; NZZ, 20.11.03; Presse vom 20.12.03; Presse vom 15.8.03.
2) QJ und TA, 25.4.06; WoZ, 27.4.06.
3) Zu Rückritt und Würdigung von Fässler siehe Presse vom 20.5.06. Zur Nachfolge siehe Presse vom 13.6.06. Zur
Präsentation und Wahl von Wyss siehe BaZ, 17.6.06; LT, 20.6.06; NZZ, 19.6. und 21.6.06; TA, 14.6.06. Schenker: Presse vom
18.9.06.
4) Presse vom 18.9.06.
5) Presse vom 27.10. und 27.11.07; LT, 2.11.07; 24h, 3.11.07; BaZ, 5.11.07; NZZ, 26.11.07.
6) NZZ, 11.1.12; TA, 25.1.12; AZ, 27.1.12; NZZ, 30.1.12; Presse vom 18.2.12; Blick, 20.2.12; TA, 22.2.12; Presse vom 27.2.12; BaZ,
30.8.12.
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